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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 
Verleihung Verleihung 

§ 10. (1) bis (3) … § 10. (1) bis (3) … 
(4) Von der Voraussetzung des Abs. 1 Z 1, dem Verleihungshindernis nach 

Abs. 2 Z 2 sowie in den Fällen der Z 2 auch des Abs. 3 ist abzusehen. 
(4) Von der Voraussetzung des Abs. 1 Z 1, dem Verleihungshindernis nach 

Abs. 2 Z 2 sowie in den Fällen der Z 2 auch des Abs. 3 ist abzusehen. 
 1. …  1. … 
 2.  bei einem Fremden, der vor dem 9. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit 

eines der Nachfolgestaaten der ehemaligen österreichisch-ungarischen 
Monarchie hatte oder staatenlos war, seinen Hauptwohnsitz im 
Bundesgebiet hatte und sich damals deshalb in das Ausland begeben hat, 
weil er Verfolgung durch Organe der NSDAP oder der Behörden des 
Dritten Reiches mit Grund zu befürchten hatte oder erlitten hat oder weil 
er wegen seines Einsatzes für die demokratische Republik Österreich 
Verfolgungen ausgesetzt war oder solche mit Grund zu befürchten hatte. 

 2.  bei einem Fremden, der vor dem 9. Mai 1945 die Staatsangehörigkeit 
eines der Nachfolgestaaten der ehemaligen österreichisch-ungarischen 
Monarchie hatte oder staatenlos war, seinen Hauptwohnsitz im 
Bundesgebiet hatte und sich damals deshalb in das Ausland begeben hat, 
weil er Verfolgung durch Organe der NSDAP oder der Behörden des 
Deutschen Reiches mit Grund zu befürchten hatte oder erlitten hat oder 
weil er wegen seines Einsatzes für die demokratische Republik Österreich 
Verfolgungen ausgesetzt war oder solche mit Grund zu befürchten hatte. 

(5) bis (7) … (5) bis (7) … 
Entziehung Entziehung 

§ 33. (1) und (2) … § 33. (1) und (2) … 
 (3) Einem Staatsbürger kann die Staatsbürgerschaft ferner entzogen werden, 

wenn er wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung nach den §§ 278b, 278c, 
278d, 278e, 278f, 278g oder 282a StGB zu einer unbedingten oder teilbedingt 
nachgesehenen Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden ist, sofern er 
dadurch nicht staatenlos wird. Einer Verurteilung durch ein inländisches Gericht 
ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, wenn sie in 
einem den Grundsätzen des Art. 6 EMRK entsprechenden Verfahren ergangen ist 
und den Täter wegen einer Tat schuldig spricht, die auch nach einem im ersten 
Satz genannten Tatbestand gerichtlich strafbar wäre. 

§ 39a. (1) bis (8) … § 39a. (1) bis (8) … 
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 (8a) Wird ein Staatsbürger wegen einer in § 33 Abs. 3 genannten gerichtlich 

strafbaren Handlung zu einer unbedingten oder teilbedingt nachgesehenen 
Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt, so ist das Strafgericht verpflichtet, die 
Staatsbürgerschaftsbehörde hiervon unter Anschluss der das Strafverfahren 
abschließenden Entscheidung in Kenntnis zu setzen. Eine solche Mitteilung kann 
unterbleiben, wenn feststeht, dass der Betroffene ausschließlich österreichischer 
Staatsbürger ist. Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten hat die Mitteilung 
durch elektronische Übermittlung dieser Daten an die Staatsbürgerschaftsbehörde 
zu erfolgen (§ 15b Abs. 1 des Strafvollzugsgesetzes – StVG, BGBl. Nr. 144/1969). 

(9) und (10) … (9) und (10) … 
§ 44. (1) und (2) … § 44. (1) und (2) … 
(3) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann ein 

Staatsbürgerschaftsnachweis auch im Datenfernverkehr aus dem ZSR nach § 56a 
Abs. 1 unter Verwendung der Funktion Bürgerkarte (§§ 4 ff des E-Government-
Gesetzes – E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004) beantragt und ausgestellt werden. 

(3) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann ein 
Staatsbürgerschaftsnachweis auch im Datenfernverkehr aus dem ZSR nach § 56a 
Abs. 1 unter Verwendung der Funktion des Elektronischen Identitätsnachweises 
(E-ID) gemäß §§ 4 ff des E-Government-Gesetzes (E-GovG), BGBl. I Nr. 10/2004, 
beantragt und ausgestellt werden. 

(4) … (4) … 
§ 58c. (1) Ein Fremder erwirbt unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2 

bis 6 und 8 und Abs. 2 Z 1 und 3 bis 7 die Staatsbürgerschaft, wenn er der Behörde 
(§ 39) unter Bezugnahme auf dieses Bundesgesetz schriftlich anzeigt, sich als 
Staatsbürger oder Staatsangehöriger eines der Nachfolgestaaten der ehemaligen 
österreichisch-ungarischen Monarchie oder Staatenloser jeweils mit Hauptwohnsitz 
im Bundesgebiet vor dem 15. Mai 1955 in das Ausland begeben zu haben, weil er 
Verfolgungen durch Organe der NSDAP oder der Behörden des Dritten Reiches 
mit Grund zu befürchten hatte oder erlitten hat oder weil er wegen seines Eintretens 
für die demokratische Republik Österreich Verfolgungen ausgesetzt war oder 
solche zu befürchten hatte. 

§ 58c. (1) Ein Fremder erwirbt unter den Voraussetzungen des § 10 Abs. 1 Z 2 
bis 6 und 8 und Abs. 2 Z 1 und 3 bis 7 die Staatsbürgerschaft, wenn er der Behörde 
(§ 39) unter Bezugnahme auf dieses Bundesgesetz schriftlich anzeigt, sich als 
Staatsbürger oder Staatsangehöriger eines der Nachfolgestaaten der ehemaligen 
österreichisch-ungarischen Monarchie oder Staatenloser jeweils mit 
Hauptwohnsitz im Bundesgebiet vor dem 15. Mai 1955 in das Ausland begeben zu 
haben, weil er Verfolgungen durch Organe der NSDAP oder der Behörden des 
Deutschen Reiches mit Grund zu befürchten hatte oder erlitten hat oder weil er 
wegen seines Eintretens für die demokratische Republik Österreich Verfolgungen 
ausgesetzt war oder solche zu befürchten hatte. 

(1a) bis (5) … (1a) bis (5) … 
In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen In-Kraft-Treten und Übergangsbestimmungen 

§ 64a. (1) bis (31) … § 64a. (1) bis (31) … 
 (33) Die §§ 10 Abs. 4 Z 2, 33 Abs. 3, 39a Abs. 8a und 58c Abs. 1 in der 

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2021 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft. § 44 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
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Nr. XX/2021 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und findet ab 
dem Zeitpunkt Anwendung, den der Bundesminister für Inneres gemäß § 24 Abs. 6 
letzter Satz E-GovG im Bundesgesetzblatt kundmacht. 

  

Artikel 2 

Änderung des Symbole-Gesetzes 
Anwendungsbereich Anwendungsbereich 

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt das Verbot der Verwendung von Symbolen § 1. Dieses Bundesgesetz regelt das Verbot der Verwendung von Symbolen 
 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
 7. des militärischen Teils der Gruppierung Hisbollah;  7. der Gruppierung Hisbollah; 
 8. und 9. …  8. und 9. … 
 10.   10. der Gruppierung Identitäre Bewegung Österreich (IBÖ); 
    11. der Gruppierung Die Österreicher (DO5); 
    12. der Gruppierung Hizb ut-Tahrir (HuT); 
    13. der Gruppierung Kaukasus-Emirat; 
    14. der Gruppierung Revolutionäre Volksbefreiungspartei/-front (DHKP-C); 
  von Gruppierungen, die Teil- oder Nachfolgeorganisationen der in Z 1 bis 

9 genannten Gruppierungen oder diesen zuzurechnen sind. 
 15. von Gruppierungen, die Teil- oder Nachfolgeorganisationen der in Z 1 bis 

14 genannten Gruppierungen oder diesen zuzurechnen sind. 
Verwendungsverbot Verwendungsverbot 

§ 2. (1) … § 2. (1) … 
(2) Die Benennung von Gruppierungen nach § 1 Z 8 und 10 erfolgt durch 

Verordnung der Bundesregierung. Der Bundesminister für Inneres bezeichnet 
durch Verordnung die Symbole im Sinne des Abs. 1. 

(2) Die Benennung von Gruppierungen nach § 1 Z 8 und 15 erfolgt durch 
Verordnung der Bundesregierung. Der Bundesminister für Inneres bezeichnet 
durch Verordnung die Symbole im Sinne des Abs. 1, wobei auch grafisch 
veränderte Darstellungen von bezeichneten Symbolen, wie insbesondere farbliche 
Abweichungen, vom Verwendungsverbot umfasst sind. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 
Inkrafttreten Inkrafttreten 

§ 5. (1) bis (3) … § 5. (1) bis (3) … 
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 (4) § 1 Z 7 und Z 10 bis 15 und § 2 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. XX/2021 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 
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